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Die Finanzmärkte stecken tief in der Krise. Neue Lösungen im Bereich Risikomanagement 
werden gesucht. Eine Befragung im Jahre 2007 bei Studierenden mit unterschiedlichem 
fachspezifischem Hintergrund (Ingenieure, Sozial-, Wirtschafts- und Geisteswissenschaften, 
Medizin, Jura) der Universität und ETH Zürich hat folgendes ergeben: die Studierenden 
wirtschaftsnaher Ausbildungsgänge haben einerseits deutlich schlechtere Prognosen über 
die Entwicklung der Aktienkurse der UBS abgegeben als diejenigen wirtschaftsferner 
Studiengänge. Studierende, die Vorlesungen über Finanzmärkte gehört hatten, schnitten 
weniger gut ab als solche die dieses Wissen nicht hatten. Frauen haben andererseits 
unabhängig von der Wahl ihres Studiengangs signifikant bessere Prognosen geliefert. Prof. 
Margrit Osterloh, Ordinaria für BWL an der Universität Zürich, merkt an: homogene Gruppen 
unterlägen tendenziell eher der Selbstüberschätzung von Experten, verliessen sich auf 
Prognosen vorangegangener Ereignisse und sind für systematische Irrtümer besonders 
anfällig (NZZ am Sonntag, 28. Dezember 2008, S. 15). 

Schweizer Verwaltungsräte sind in den letzten Jahren auffällig homogener geworden. 
Verwaltungsräte, CEOs und VR-Präsidenten sind zu etwa 90% von Personen mit 
wirtschaftsnahem Hintergrund besetzt. Krass untervertreten sind Frauen in den 
Verwaltungsräten der börsennotierten Unternehmen, nämlich lediglich mit 5% (Prozentsatz 
variiert 2002-2004 zwischen 5,12 und 5,27% siehe Handelszeitung 13.-19.9.2006, S. 79). 
Dies obwohl die heutige, aktive Generation von Frauen um die 50 eine ungebrochene 
Berufskarriere von 30 Jahren vorweisen kann und durchaus kein Mangel an qualifizierten 
und motivierten Kandidatinnen besteht. 

Norwegen hatte bis vor wenigen Jahren eine ähnliche geschlechtsspezifische Verteilung in 
seinen Verwaltungsräten vorzuweisen. Die (konservative!) Regierung hatte aber für 2006 
zwecks demokratischerer Verteilung und besserer Diversität in Management-Teams eine 
40%-Frauen-Quote in allen Aufsichtsgremien eingeführt, deren Umsetzung in der 4-jährigen 
Übergangszeit mit entsprechenden Weiterbildungen begleitet wurde. Norwegens heutige 
wirtschaftliche Performance, nicht nur im Energiesektor, spricht klar für entsprechende 
Massnahmen. 

In der Schweiz wird auf Bundesebene derzeit genau durch diese Einsicht eine 30%-
Frauenquote für Verwaltungsräte der bundesnahen Betriebe erarbeitet. Auch der Kanton 
Basel-Stadt will seinerseits seine öffentlichen und halb-öffentlichen Verwaltungsräte 
bestmöglich bestellen. In der neuen Verfassung ist unter §9 "Gleichstellung von Frau und 
Mann", Abs. 3 vermerkt: "Kanton und Gemeinden fördern die tatsächliche Gleichstellung von 
Frau und Mann in allen Lebensbereichen. Sie wirken darauf hin, dass öffentliche Aufgaben 
sowohl von Frauen als auch von Männern wahrgenommen werden". Die kürzlich erfolgte 
Zusammensetzung des Bankrates (Amtsperiode 1. April 2009 - 31. März 2013) wirft 
allerdings in verfassungsrechtlicher Hinsicht Fragen auf. Gewählt wurden 12 Männer und 
eine Frau. Damit sind Frauen mit einem Anteil von 7,6% vertreten. Eine entsprechende 
Beschickung von Verwaltungsräten öffentlicher und halb-öffentlicher Betriebe ist wohl in 
geschlechtsspezifischer Hinsicht nicht ganz verfassungskonform. 

Der Regierungsrat wird deshalb gebeten, im Sinne von §9 Abs. 3 der Verfassung des 
Kantons Basel-Stadt das Verhältnis der Geschlechter in den öffentlichen und halb-
öffentlichen Körperschaften zu überprüfen (Kanton und Gemeindeebene) und dem Grossen 
Rat eine Vorlage zur Ergänzung der oben zitierten rechtlichen Regelung im folgenden Sinne 
zu unterbreiten: 

Bei der Bestellung von Aufsichtsgremien im öffentlichen und halb-öffentlichen Bereich ist 
darauf zu achten, dass mindestens 30% der Mandate an Frauen vergeben werden (z.B. 
dreifach paritätisch) und der Regierungsrat ganz im Sinne der Verfassung vorbereitend 



 

darauf hin wirkt, dass öffentliche Aufgaben sowohl von Frauen als auch von Männern 
wahrgenommen werden können. 
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